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Einführung

Die Regelung der Unternehmensnachfolge ist für den Unternehmer selbst wie für seine Berater jeglicher wissenschaftlicher Disziplin immer eine große Herausforderung. Für Unternehmer ist dies ein sehr wichtiger und zumeist schwerfallender Schritt zur Erhaltung ihres Lebenswerkes. Für den Juristen ist die Beherrschung der erbrechtlichen Grundlagen des BGB nur eine Minimalvoraussetzung, um sich der komplexen Problematik aus familien-, gesellschafts- und steuerrechtlichen Gestaltungsfaktoren anzunähern. Innerhalb der rechtlichen Rahmenbedingungen der Unternehmensnachfolge steht bei Unternehmern primär die Minimierung der hohen erbschaftsteuerlichen Belastung im Vordergrund. In Bezug auf die Erbschaftsteuer und die Bewertung des Vermögens sind in naher Zukunft Veränderungen durch den Gesetzgeber zu erwarten, die wohl auf Verschärfungen, sprich steuerliche Mehrbelastungen hinauslaufen werden.

Neben den rechtlichen Gestaltungsvorgaben spielen bei der Regelung der Unternehmensnachfolge aber die persönlichen Motivbündel die gewichtigere Rolle. Es ist dies zum einen das Bestreben, möglichst alle Familienmitglieder gleich zu behandeln. Zum anderen soll ein Unternehmen, das vielfach bei Familienunternehmern als Lebenswerk angesehen wird, als Einheit für die nachfolgenden Generationen erhalten bleiben. Die Erkenntnis, daß mehrere Erben und verschiedene Familienstämme die Zerschlagung einer Wirtschaftseinheit geradezu fördern, kollidiert hierbei mit dem Bestreben nach familiärer Gleichbehandlung. Ein weiteres Anliegen der älteren Generation ist die Aufrechterhaltung des gewohnten Lebensstandards nach dem Ausscheiden aus der Führungsverantwortung des Unternehmens. Vielfach haben die Senioren Schwierigkeiten damit, ihre Verantwortung rechtzeitig in jüngere Hände abzugeben. Die Regelung der Unternehmensnachfolge wird deshalb bewußt verdrängt. Viele Unternehmer besitzen für den „Fall aller Fälle“, den 

plötzlichen schweren Krankheitsfall oder Tod, weder einen Notfallplan für die Führung des  Unternehmens noch ein Testament zur Regelung ihrer persönlichen Verhältnisse.

Neueren statistischen Untersuchungen zufolge stirbt nahezu die Hälfte der Unternehmer in Deutschland, ohne ein wirksames Testament hinterlassen zu haben. Nach einer Umfrage des Emnid-Instituts haben 50,2 % der über sechzigjährigen Deutschen keinerlei erbrechtliche Verfügungen getroffen. Eine andere repräsentative Studie aus 1999 besagt, daß 68,8 % der Unternehmer noch keine Entscheidung darüber getroffen haben, wann sie sich aus der Führung ihrer Firmen zurückziehen wollen. Erschreckende 37,5 % haben sich über das Thema „Unternehmensnachfolge“ noch gar nicht informiert.

Selbst wenn bei den Betroffenen die Einsicht in die Notwendigkeit zum Ergreifen der notwendigen Maßnahmen besteht, sind damit die Schwierigkeiten, ein „maßgeschneidertes“ Nachfolgekonzept zu erarbeiten und umzusetzen, noch nicht ausgeräumt. Die sich teilweise überlagernden, teilweise aber auch widersprechenden Motivbündel außerhalb des rechtlichen Gestaltungsrahmens zu einem Ausgleich zu bringen, ist ein Ziel, das sich kaum jemals vollständig erreichen läßt. Dennoch lehrt die Erfahrung, daß die isolierte Verfolgung und Überhöhung eines bestimmten Motivs oder rechtlichen Aspekts in den wenigsten Fällen eine optimale Gestaltung hervorbringt. Was nützt beispielsweise eine perfekt durchdachte steuersparende Gestaltung, wenn der zum Erben eingesetzte familieninterne Nachfolger zur Geschäftsführung fachlich ungeeignet oder aus persönlichen Gründen gar nicht zur Übernahme von Führungsverantwortung bereit ist? 

Das Ziel muß daher sein, im Wege einer längerfristig angelegten, strategischen Nachfolgeplanung zu versuchen, zunächst alle relevanten Motivbündel und rechtlichen Aspekte zu ermitteln. Hierzu ist primär erforderlich, bestimmte Gestaltungsziele aufzufinden und zu formulieren. Es ist leider ein verbreiteter Irrglaube, zu meinen, mit einem einzigen und kurzfristig anberaumten Termin beim Steuerberater und Notar sei das Problem der Unternehmensnachfolge schon zu lösen. Viele Ratsuchende stellen leider erst im Besprechungszimmer ihrer Berater fest, daß sie sich bislang gar keine Gedanken darüber gemacht haben, was sie eigentlich wollen.

Erst wenn Klarheit darüber besteht, was man regeln will, macht es Sinn, den zweiten Schritt zu ergreifen und weiter zu fragen, wie man das gefundene Regelungsziel (unter Berücksichtigung der persönlichen, tatsächlichen und rechtlichen Gestaltungsfaktoren) optimal gestalten kann. 

Thesen:

1. Die Regelung der Unternehmensnachfolge bedarf frühzeitiger strategischer Planung. Unternehmensnachfolgeplanung ist eine durch rechtsgestaltende Bündelung erbrechtlicher, güterrechtlicher, gesellschafts- und steuerrechtlicher Gestaltungsfaktoren zu lösende Gesamtaufgabe. Diese Gestaltungsfaktoren werden durch persönliche Motive  überlagert. Die einzelnen Gestaltungsfaktoren können nicht isoliert voneinander betrachtet werden.

2. Bevor nicht die Gestaltungsziele festgelegt worden sind (= wer soll was zu welchem Zeitpunkt erhalten?), macht die Durchführung einer umfassende Nachfolgeplanung nach diesem Verständnis einer Regelung der Unternehmensnachfolge wenig Sinn.

Im Folgenden sollen schlaglichtartig die wesentlichen rechtlichen „Fallstricke“ aufgezeigt werden, welche sich besonders negativ auf unternehmerisches Vermögen auswirken, wenn keine Modifikationen zur gesetzlichen Regelung vorgenommen werden. Die knappe Darstellung kann freilich keinen Anspruch auf Vollständigkeit beanspruchen. Die gravierendsten erb-, güter- und gesellschaftsrechtlichen Fehlerquellen des Gesetzes und ihre Auswirkungen auf unternehmerisches Vermögen werden jedoch genannt.

Vertiefende Literatur: Freund/Kayser/Schröer, Generationswechsel im Mittelstand – Unternehmensübertragungen und –übernahmen 1995 bis 2000. Ifm-Materialien Nr. 109, Bonn 1995; Bös/Kayser, Der Generationswechsel in Mittelständischen Betrieben. Ifm-Materialien Nr. 120, Bonn 1996; Vogt/Jansen, Unternehmensnachfolge. Chef vor dem Ruhestand – was nun? Erftstadt 1996; Kirst/Bieler, Unternehmensnachfolge. Neuwied 1996; Weinländer, Unternehmensnachfolge. München 1998; Luckey, Unternehmensnachfolge, 2. Aufl. Stuttgart 1998; Hennerkes, Familienunternehmen sichern und optimieren, Frankfurt/Main 1998; Schröer/Freund, Neue Entwicklungen auf dem Markt für die Übertragung mittelständischer Unternehmen. Ifm-Materialien Nr. 136, Bonn 1999; Lange/Lorz, Handbuch des Erbrechts (erscheint Herbst 2000 im Verlag C.H. Beck, München).

Gesetzliche Fehlerquellen für die Unternehmensnachfolge

I. Erbrechtliche Fehlerquellen: Gesetzliche Erbfolge und Pflichtteilsrecht

Das Gesetz regelt im BGB ausführlich, wer den Erblasser beerbt. Obgleich systematisch die gesetzliche Erbfolge der gewillkürten vorangestellt ist, genießt die gewillkürte Erbfolge (Erbeinsetzung mittels Testament, gemeinschaftlichem Testament oder Erbvertrag) den unbedingten Vorrang. Besonders zur Regelung der Unternehmensnachfolge erweist sich die gesetzliche Erbfolge als untauglich, ja als geradezu schädlich. Beim Vorhandensein mehrerer Erben bildet sich ohne gewillkürte Erbfolgeregelung eine Erbengemeinschaft. Diese ist strukturell eine Gesamthand, die auf Auseinandersetzung und nicht auf Zusammenhalt und Vermehrung des ererbten Vermögens gerichtet ist. Für die Zerschlagung eines Unternehmens ist die Erbengemeinschaft deshalb geradezu prädestiniert: Jeder Miterbe kann jederzeit seinen Anspruch auf Auseinandersetzung der Gemeinschaft geltend machen. Sind minderjährige Erben (Kinder) in der Erbengemeinschaft, kommt als zusätzliches Problem hinzu, daß deren Rechte als Erben nicht der überlebende Elternteil, sondern ein vom Nachlaßgericht bestellter Pfleger ausüben muß. Eingedenk der Tatsache, daß sich die Pfleger keinem persönlichen Haftungsrisiko aussetzen wollen, nimmt es nicht Wunder, daß deren Bereitschaft zur Durchführung wichtiger unternehmerischer Entscheidungen nur sehr beschränkt vorhanden ist.

Es muß daher in das Bewußtsein jedes Unternehmers rücken, daß es unbedingt gilt, die gesetzliche Erbfolge durch eine gewillkürte Erbfolgeregelung zu ersetzen. Selbst wenn diese nach den obigen Ausführungen noch keine optimale und maßgeschneiderte Lösung darstellt, ist es besser, überhaupt ein wirksames Testament zu besitzen als gar keines zu haben.

Merke:

· Die gesetzliche Erbfolge führt zur Bildung von Erbengemeinschaften und damit zur unausweichlichen Zerschlagung unternehmerischen Vermögens.

· Besser ein einfaches Testament als gar kein Testament.

Auch das gesetzliche Pflichtteilsrecht ist dem Leitmotiv jeder Unternehmensnachfolge, der Gewährleistung der Unternehmenskontinuität, sehr schädlich, denn die Geltendmachung der Pflichtteile, die immerhin die Hälfte des gesetzlichen Erbteils ausmachen, entzieht einem Unternehmen auf einen Schlag lebenswichtige Liquidität.

Merke:

· Die Erfüllung von Pflichtteilsansprüchen führt dazu, daß aus dem Unternehmen schlagartig ein großer Betrag an  Liquidität abfließt.

· Pflichtteilsberechtigte müssen daher zur Vereinbarung von Pflichtteilsverzichten bewogen werden.

II. Eheliches Güterrecht

Viele Unternehmerehepaare leben seit Beginn ihrer Ehe im Güterstand der Gütertrennung. Die Vereinbarung der Gütertrennung war oftmals durch die irrige Vorstellung veranlaßt, ohne Gütertrennung müsse die Ehefrau im Falle der Verschuldung für Schulden des Ehemannes oder des Unternehmens mithaften. Man kann nicht oft genug betonen, wie falsch diese Meinung ist. Der gesetzliche Güterstand der Zugewinngemeinschaft verwirklicht im Prinzip die Gütertrennung: Das jeweilige Vermögen des Ehemannes und der Ehefrau bleibt während der Ehe selbständige Vermögensmasse. Eine automatische Mithaftung für die Verbindlichkeiten des anderen Ehegatten findet nicht statt. Lediglich im Fall der Beendigung der Ehe durch Scheidung oder Tod schuldet der Ehegatte mit dem höheren Zugewinn, der sich aus dem Differenzbetrag der Anfangs- und Endvermögen der Ehegatten errechnet, dem anderen hälftigen Ausgleich.

Merke:

· Es ist zutreffend, daß unternehmerischer Liquiditätsabfluß infolge der Erfüllung eines Zugewinnausgleichsanspruchs des gesetzlichen Güterstands durch Vereinbarung des Güterstandes der Gütertrennung von vornherein verhindert wird

· Die Gütertrennung ist aber aus mehreren Gründen nachteilig: Aus erbschaftsteuerlicher Sicht wird bei der Gütertrennung der Freibetrag des § 5 Abs. 1 ErbStG verschenkt.

· Die Gütertrennung führt beim Vorhandensein von ein und zwei Kindern, die neben dem Ehegatten als gesetzliche Erben berufen sind, zur Erhöhung des Pflichtteils und des gesetzlichen Erbteils des überlebenden Ehegatten. Dies ist nachteilig für die Kinder, wenn sie zu Erben werden und das Unternehmen weiterführen sollen. Außerdem führt die Erhöhung des Pflichtteils zu größerem Liquiditätsabfluß im Unternehmen.

· Für einen Unternehmer ist es in den meisten Fällen genügend, ehevertraglich den Güterstand der Zugewinngemeinschaft zu verändern, indem eine „modifizierte Zugewinngemeinschaft“ vereinbart wird.

III. Berliner Testamente

Um den Kreis zu den güterrechtlichen Auswirkungen zu schließen, sollen abschließend ein paar Worte zum sog. „Berliner Testament“ verloren werden. Von einem Berliner Testament wird gesprochen, wenn sich die Ehegatten in einem gemeinschaftlichen Testament gegenseitig zu Erben einsetzen und bestimmen, daß nach dem Tode des Überlebenden der beiderseitige Nachlaß an einen Dritten fallen soll. Das Berliner Testament verfolgt hierbei die sog. „Einheitslösung“: Der überlebende Ehegatte wird Vollerbe des Erstversterbenden, der eingesetzte Dritte beerbt als Schlußerbe den überlebenden Ehegatten. Tatsache ist, daß Berliner Testamente sehr beliebt und deshalb auch in Unternehmerkreisen häufig anzutreffen sind. Es ist die Testamentsform, die in Deutschland wohl am meisten verbreitet ist. Von ihrer Verwendung ist jedoch aus den nachfolgend skizzierten Gründen abzuraten.

Merke:

· Berliner Testamente sind erbschaftsteuerlich nachteilig, weil ein und derselbe Vermögensübergang zweifach besteuert wird.

· Weiterer Nachteil des Berliner Testaments ist die Erhöhung des Pflichtteils eines testamentarisch enterbten Kindes, weil dasselbe Vermögen zweifach zur Bemessungsgrundlage des Pflichtteilsanspruchs des Enterbten wird.

· Wegen dieser liquiditätsabführenden Konsequenzen sind Berliner Testamente zur Regelung der Unternehmensnachfolge ungeeignet.

IV. Gesellschaftsvertrag und erbrechtliche Anordnung

Während die Vererblichkeit von Aktien und GmbH-Anteilen keine Schwierigkeiten bereitet, gehört die Frage der Nachfolge in Personengesellschaftsanteile mit zu den kompliziertesten Themen am Schnittpunkt von Erbrecht und Gesellschaftsrecht. Wegen der unterschiedlichen Haftungsmaßstäbe des Erbrechts und des Gesellschaftsrechts muß der Gesellschaftsvertrag die Gesellschaftsanteile vererblich stellen. Hierzu ist erforderlich, daß der Gesellschaftsvertrag entsprechende Nachfolge- und Eintrittsklauseln vorsieht. Ist im Gesellschaftsvertrag hierzu nichts geregelt oder die Fortsetzung der Gesellschaft mit den verbleibenden Gesellschaftern vorgesehen (Anwachsung des Gesellschaftsanteils), läuft die getroffene erbrechtliche Anordnung ins Leere. Da die auf Auseinandersetzung gerichtete Erbengemeinschaft aus Haftungsgründen nicht Gesellschafterin einer werbenden Gesellschaft sein kann, muß der Gesellschaftsvertrag die Möglichkeit der Nachfolge durch einen einzigen Erben vorsehen (sog. „qualifizierte Nachfolgeklausel“). Unterbleibt dies, droht – vorausgesetzt, die Beteiligung wurde vererblich gestellt - die Zersplitterung des Gesellschaftsanteils nach den Erbquoten der Miterben. Dies ist mit dem Bedürfnis einer eindeutigen Bestimmung des Unternehmensnachfolgers und mit den Interessen der Mitgesellschafter nicht vereinbar.

Merke:

· Die erbrechtliche Anordnung muß mit dem Gesellschaftsvertrag abgestimmt werden. Erbrecht und Gesellschaftsrecht müssen ineinander greifen.

· Sollen mehrere Personen zu Erben werden, aber nur ein Erbe die gesellschaftsrechtliche Beteiligung erhalten, ist die Aufnahme einer „qualifizierten Nachfolgeklausel“ in den Gesellschaftsvertrag erforderlich.

Zusammenfassende Thesen:

1. Die gesetzliche Erbfolge ist durch eine gewillkürte Regelung zu ersetzen. Die negativen Auswirkungen des Pflichtteilsrechts sind bereits zu Lebzeiten zu korrigieren.

2. Das eheliche Güterrecht ist ein wichtiger Gestaltungsfaktor bei der Regelung der Unternehmensnachfolge. Es ist Unternehmerehepaaren sowohl davon abzuraten, es beim gesetzlichen Güterstand zu belassen als auch davon, „sicherheitshalber“ ehevertraglich die Gütertrennung zu vereinbaren. Für jeden Einzelfall muß eine maßgeschneiderte individuelle Lösung gefunden werden. Hierbei ist für die meisten Konstellationen eine befriedigende güterrechtliche Lösung durch Vereinbarung der sog. „modifizierten Zugewinngemeinschaft“ zu erreichen.

3. Von Berliner Testamenten ist wegen ihrer unvorteilhaften Auswirkungen im Hinblick auf das Erbschaftsteuerrecht und nicht zuletzt wegen ihrer Ungeeignetheit zur definitiven Bestimmung eines Unternehmensnachfolgers abzuraten.

4. Gesellschaftsvertrag und erbrechtliche Anordnungen müssen aufeinander abgestimmt werden, damit die Erben auch zu Gesellschaftern werden können.

